
Freitag, 4. September 20092 Nr. 206Nachrichten und Hintergrund

Der eine kriegt das „Kot-
zen“, der andere sieht sei-
nen Berufsstand verleum-
det – sie schäumen, die
Ärztefunktionäre, und mit
ihnen Zehntausende ihrer
Berufskollegen, die allen
Widrigkeiten zum Trotz
immer noch in erster Linie
um das Wohl ihrer Patien-
ten besorgt sind.

Den Herren Montgome-
ry, Köhler und Bittmann
sei zugestanden: Aus be-
kannten Einzelfällen einen
Generalverdacht zu kon-
struieren, ist starker To-
bak. Allerdings: Die Fang-
prämie, die Niedergelasse-
ne für Einweisungen in be-
stimmte Kliniken kassier-
ten, reiht sich nahtlos in ei-
ne ganze Serie von Korrup-
tionsfällen ein, an denen
Ärzte entweder beteiligt
waren oder die sie sogar
initiierten.

Die Deutsche Kranken-
hausgesellschaft gab der
Politik gestern zu Recht ei-
ne Mitschuld an dem Pa-

tientenfang, denn die Re-
formen der vergangenen
Jahre haben das Arzt-Pa-
tienten-Verhältnis deut-
lich kommerzialisiert.
Hinzu kommt ein wach-
sender Kostendruck: Bud-
getdeckelung und niedrige
Honorare erklären zum
Teil, dass Ärzte, die sich
ungerecht behandelt füh-
len, auch illegale Wege ge-
hen.

Wenn sich deutsche Ärz-
tefunktionäre heute umge-
hend zu einer Krisensit-
zung treffen, haben sie
aber zumindest eines be-
griffen: Der Korruptions-
vorwurf gilt für die Ärzte
nicht mehr oder weniger
als für alle anderen Berufs-
gruppen im Gesundheits-
system, aber er trifft sie am
härtesten. Denn bei allen
gesundheitspolitischen
Streitereien konnten sich
die Ärzte bislang der Soli-
darität ihrer Patienten si-
cher sein. Diese Mitstreiter
zu verprellen, wäre fatal. 

Zur Ärzte-Bestechung 
Von Anne Gramm

Starker Tobak

Die Landtagswahlen vom
Sonntag waren zu einem
guten Teil Personenwah-
len. Wie sehr, das macht ein
Vergleich der Ergebnisse in
Sachsen und Thüringen
deutlich. In Dresden ge-
wann der wohltuend be-
scheiden auftretende Sta-
nislaw Tillich praktisch im
Alleingang mit dem
schlichten Slogan „Der
Sachse“. Den Bürgern
zeigte sich der CDU-Mi-
nisterpräsident als einer
der ihren. Ganz anders in
Thüringen: Dort ver-
kämpfte sich der abgeho-
ben und ausgelaugt wir-
kender Dieter Althaus in
einer Schlammschlacht
um den medialen Miss-
brauch seines Skiunfalls.
Nicht erst seit diesem tra-
gischen Unglück am Neu-
jahrstag waren seine Popu-
laritätswerte im Keller.
Mindestens ein Teil der
Stimmenverluste für die
Thüringer CDU geht auf
Althaus’ Konto.

Sein Rücktritt ist des-
halb die konsequente Fol-
ge. Ob sich dadurch die
Chancen für eine Große
Koalition in Erfurt verbes-
sern, wird sich zeigen. Der
nächste Schritt im thürin-
gischen Koalitionspoker
dürfte der Verzicht der
Linkspartei auf das Amt
des Ministerpräsidenten
sein. Diesen hat die SPD
zur Vorbedingung eines
Linksbündnisses gemacht.

Die Nervosität im Kon-
rad-Adenauer-Haus wird
wegen dieser Entwicklun-
gen nicht geringer werden.
Dabei zeigen die Wahlen in
Sachsen und Thüringen:
Ein überzeugender Spit-
zenkandidat ist zwar nicht
alles, aber ohne ihn ist alles
nichts. Den Vergleich muss
die Union nicht scheuen.
Sie wird im Wahlkamp-
fendspurt noch mehr auf
die Kanzlerin und damit
alles auf eine Karte setzen.
Bis jetzt geben die Umfra-
gen der Union Recht. 

Zu Althaus’ Rücktritt
Von Klaus Kramer

Der Kandidat ist (fast) alles

Lehrer, Schüler und Eltern
werden aufatmen. Schnel-
ler als man zu hoffen wag-
te, geht das Bildungsmi-
nisterium daran, einige der
gröbsten Schnitzer der
schwarz-roten Schulre-
form zu heilen. Die völlig
verstolpert eingeführten
Prüfungen zum Haupt-
schulabschluss und zum
Mittleren Abschluss an
den Realschulen und Gym-
nasien werden korrigiert
und womöglich in der
kommenden Legislaturpe-
riode wieder ganz abge-
schafft. Und auch die hef-
tig umstrittene Profilober-
stufe an den Gymnasien,
die das alte Kurssystem er-
setzt hat, soll jetzt – end-
lich – auf den Prüfstand
kommen. Die Erkenntnis,
dass ganz viele Fächer und
ganz viele Stunden nicht
automatisch ganz viel Bil-
dung bringen, scheint sich
durchzusetzen. Gut so.

Allerdings. Die Freude

darüber, dass man auch im
Bildungsministerium be-
reit ist, aus Fehlern zu ler-
nen, hat einen faden Beige-
schmack. Denn gerade in
der Bildungspolitik hat
das Prinzip „Versuch und
Irrtum“ nun gar nichts zu
suchen. Die Zeit und die
Kraft, die im vergangenen
Schuljahr für die Debatten
rund um die neuen Prüfun-
gen vertan wurde, ist ver-
loren. Und auch den Schü-
lern, die sich bereits durch
das erste Jahr der Profil-
oberstufe beißen mussten,
ist mit der jetzt eingeleite-
ten „Evaluation“, sprich:
Bewertung, nicht geholfen. 

Wer auch immer nach der
Landtagswahl im Bil-
dungsministerium das Sa-
gen hat: Weitere Reformen
können weder Lehrer noch
Schüler gebrauchen. Wenn
dafür gesorgt wird, dass sie
wieder ungestört Schule
machen können, wäre
schon viel erreicht.

Zur Schulreform
Von Bodo Stade

Zurück in die Zukunft
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Unmittelbar bevor der Rück-
tritt offiziell verkündet wurde,
versicherten noch Vertraute
wie CDU-Fraktionschef Mike
Mohring in Interviews, die
Union stehe geschlossen hin-
ter dem Regierungschef, ohne
Althaus werde es keine Koali-
tion mit der SPD geben. Sie
wurden genauso überrascht
wie die Opposition, die sich
auf die bevorstehenden Son-
dierungen vorbereitete. 

Doch seit dem Wahlabend
war auch die Kritik an dem 51-
jährigen früheren Lehrer nicht
mehr verstummt. Am vorigen
Sonntag stürzte die selbster-
nannte „Thüringen-Partei“
um rund 13 Prozent ab, die
CDU-Fraktion verlor ein Drit-
tel ihrer Mitglieder. Althaus
hatte einen auf seine Person
zugeschnittenen Wahlkampf
geführt. Immer mehr Christ-
demokraten forderten deshalb
„Konsequenzen“ – schon um
die Chance auf eine Koalition
mit den Sozialdemokraten zu
wahren. Spitzengenossen
machten nach der Wahl den
Rückzug von Althaus zur Be-
dingung für ein mögliches
Bündnis.

Der amtierende Minister-
präsident hatte hingegen noch
zwei Tage nach dem Wahl-De-
bakel erklärt, er betrachte sich
„selbstverständlich“ auch als
Regierungschef einer eventu-
ellen CDU/SPD-Koalition.
Tatsächlich ließ Althaus schon
lange vor seinem tragischen
Skiunfall den Gesprächsfaden
zur SPD abreißen. „Wer ist
Matschie?“, verhöhnte er im
Wahlkampf den SPD-Spitzen-
kandidaten. Zwar versuchten
seine Erfurter Vertrauten und
die Kanzlerin, ihn noch einmal
aus dem Strudel der Kritik zu
ziehen. Und mit der bisherigen

Sozialministerin und Pfarre-
rin Christine Lieberknecht
rückte die CDU rasch eine pro-
filierte und erfahrene Politike-
rin in den Vordergrund, die mit
Christoph Matschie mehr als
nur das Theologie-Studium
verbindet. Doch am Mittwoch
fiel bei den ebenso um die SPD
buhlenden Linken eine strate-
gische Grundsatz-Entschei-
dung: Man werde ohne jede
Bedingung in die Gespräche
gehen, erklärte plötzlich Lin-
ken-Spitzenkandidat Bodo
Ramelow. Er verzichtete damit
indirekt auf den bisher voll-
mundig erhobenen Anspruch,
Ministerpräsident zu werden. 

Um im Poker um die künfti-
ge Regierung nicht völlig ins
Hintertreffen zu geraten, so
vermuten Beobachter in Er-

furt, musste die Union reagie-
ren. Auf den Merkel-Intimus,
dem nachgesagt wurde, die
Kritik auszusitzen, um Zeit bis
zum 27. September zu gewin-
nen, wenn in Berlin die Karten
neu gemischt werden, lastete
nun ein kaum auszuhaltender
Druck. 

Während die SPD den Rück-
tritt als „folgerichtig“ und
„konsequent“ bewertete,
sprach Ramelow von einem
„Trick“, der die Koalitionsver-
handlungen der CDU mit der
SPD erleichtern solle. SPD-
Landeschef Matschie versi-
cherte, die Gespräche heute
(mit den Linken) und morgen
(mit der CDU) „ergebnisoffen“
und „gleichberechtigt“ zu
führen. 

Spitzenpolitiker der Lan-

des-CDU schienen von dem
Abgang ihres Vormannes der-
art überrumpelt, dass es ihnen
vorerst die Sprache verschlug.
„Es gab keine Vorwarnung“,
meldete sich CDU-Regie-
rungschef Wolfgang Böhmer
aus dem Nachbarland Sach-
sen-Anhalt zu Wort. Von einem
„traurigen und tragischen Ab-
schied“ war in der CDU-Frak-
tion die Rede. Schließlich ist
Althaus nicht nur an seiner Po-
litik, seinem oft einsamen
Führungsstil, sondern auch an
den Folgen des Skiunfalls am
Neujahrstag gescheitert, bei
dem eine 41-jährige Mutter
starb. Als Althaus nach knapp
vier Monaten aus der Reha zu-
rückkehrte, wirkte er nicht
mehr souverän, sondern wie
ein Gehetzter. 

Mit seinem Rücktritt
überraschte Althaus alle 
Linke wittert „Trick“ der CDU, um mit SPD-Hilfe an der Macht zu bleiben

Erfurt – Am Ende stand ei-
ne einsame Entscheidung:
Dieter Althaus suchte ges-
tern nicht einmal das Ge-
spräch im engsten Kreis in
der Erfurter Staatskanzlei,
bevor er als Ministerpräsi-
dent und CDU-Landesvor-
sitzender zurücktrat.

Von Peter Gärtner

2008 holte Dieter Althaus Christine Lieberknecht in sein Kabinett. Jetzt wird die 51-Jährige, Urgestein
der Thüringer CDU und schon 1990 Kultusministerin, als Althaus-Nachfolgerin gehandelt. Foto ddp

Berlin – Das „System Althaus“
ist kollabiert – auch ein Dämp-
fer für die CDU-Chefin. In
Berlin wurde die CDU-Spitze
vom Rücktritt des Merkel-Ge-
treuen kalt erwischt, selbst
wenn Althaus schon am Mon-
tag beim Auftritt mit der
Kanzlerin schwer angeschla-
gen gewirkt hatte. Nach der
Wahlschlappe hatten die
CDU-Chefin und Generalse-
kretär Ronald Pofalla dem
Thüringer noch den Rücken
gestärkt. Doch der Druck im
Landesverband wurde zu
groß. Gestern blieben nur
Dankesadressen.

Pofalla sprach seinen Res-
pekt für die „persönliche Ent-
scheidung“ aus. Die Parteivize
Roland Koch und Christian
Wulff bedauerten, dass einer
der prominentesten CDU-Po-
litiker im Osten das Handtuch

warf. „Es ist schade, aber in
der Politik sind das die Abläu-
fe“, kommentierte CSU-Chef
Horst Seehofer die Entschei-
dung seines Ministerpräsiden-
ten-Kollegen. Er sieht weiter
gute Chancen für Schwarz-
Gelb. Wahlergebnis und Rück-
tritt sind indessen auch für die
Kanzlerin ein Nackenschlag,
fuhr doch mit Dieter Althaus
einer ihrer engsten Vertrauten
eine schwere Niederlage ein. 

Wichtiger aus CDU-Sicht ist
jedoch: Althaus machte den
Weg für Verhandlungen mit
der SPD frei und damit für ei-
ne Große Koalition. Aus Sicht
der Bundesspitze zählt vor al-
lem, dass die CDU in Thürin-
gen weiter den Ministerpräsi-
denten stellt. So äußerte sich
auch Merkel, die Althaus Res-
pekt zollte. „Jetzt ist der Weg
frei für die Sozialdemokraten,
in ernsthafte Gespräche mit
der CDU zur Bildung einer Re-
gierung einzutreten“, sagte
sie. Es gebe für die SPD „keine
Ausreden mehr“. Ähnlich äu-
ßerte sich auch die FDP, die in
Thüringen nichts mit der Re-
gierungsbildung zu tun hat.

Eine Linkskoalition sei die
schlechteste Lösung für das
Land, so die Liberalen.

Offen bleibt, ob Althaus’ De-
mission ins Saarland aus-
strahlt, wo CDU-Regierungs-
chef Peter Müller immerhin 13
Prozent verloren hat. Sein po-
litisches Schicksal hängt an
den Grünen. Aber darin liegt,
anders als für den Thüringer,
durchaus noch eine Chance
auf den Machterhalt.

Für die SPD ist Althaus’
Rücktritt ein nachgereichter
Triumph: Schwarz-Gelb ist
verhindert, der Ministerpräsi-
dent gestürzt. Der Weg für
Christoph Matschie in die Re-
gierung scheint frei. SPD-
Chef Franz Müntefering
sprach deshalb von einer
„konsequenten Sache“. Alt-
haus habe nach seiner Schlap-
pe die richtige Konsequenz ge-
zogen, sagte Schleswig-Hol-
steins SPD-Landeschef Ralf
Stegner. „Es ist ein Tiefschlag
für die Union, wenn ein füh-
render Ministerpräsident und
enger Vertrauter von Angela
Merkel sein Scheitern einge-
stehen und aufgeben muss.“

„Weg frei für ernsthafte
Gespräche von SPD und CDU“ 
Merkel rät nach Rücktritt
von Althaus zu Großer
Koalition in Thüringen

Von Frank Lindscheid 

Saarbrücken – Im Saar-
land wird es bis zur Bun-
destagswahl keine Ent-
scheidung über die künfti-
ge Koalition geben. Die
Grünen wollen erst auf ei-
nem Landesparteitag im
Oktober festlegen, ob sie
ein „Jamaika-Bündnis“
mit CDU und FDP oder ei-
ne rot-rot-grüne Koalition
anstreben. Die CDU stellte
sich gestern demonstrativ
hinter Regierungschef Pe-
ter Müller. dpa

KURZ GEMELDET

Saar-Grüne lassen
sich Zeit bis Oktober

Berlin – Mit dem Verspre-
chen einer ehrgeizigen Kli-
mapolitik könnten Partei-
en einer Umfrage zufolge
unentschlossene Wähler in
letzter Minute noch für
sich gewinnen. Das berich-
teten gestern der Infratest-
dimap-Geschäftsführer
Richard Hilmer und die
beiden Klimaschutzver-
bände Germanwatch und
AVAAZ.org. 19 Prozent
würden sich noch einmal
umentscheiden. dpa

Klimapolitik bringt
Wählerstimmen


